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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Angesichts der Krise in Afghanistan forderte die APK-NR Ende August 2021 mittels einer
Motion einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in der Region. Die Schweiz
solle auch aufgrund ihrer humanitären Tradition ihre Bemühungen in Zusammenarbeit
mit allen beteiligten Parteien verstärken und dem Parlament, wenn nötig, einen
Nachtragskredit für die humanitäre Hilfe in Afghanistan vorlegen, der grössentechnisch
mit den Hilfszahlungen für Syrien vergleichbar sei. In seiner Stellungnahme im
November zeigte sich der Bundesrat besorgt über die sich verschlechternde
Sicherheits- und Menschenrechtslage in Afghanistan. Die Schweiz habe Mitte
September an der Afghanistan-Konferenz der UNO teilgenommen und sei bereit, ihre
Guten Dienste anzubieten, sofern eine Nachfrage danach bestehe. Man habe Anfang
September zudem das Budget des DEZA-Kooperationsprogramms in Afghanistan für das
Jahr 2021 um CHF 33 Mio. aufgestockt, von denen CHF 23 Mio. über einen
Nachtragskredit finanziert werden sollen. Auch im Jahr 2022 sei ein ausgeweitetes
Budget in der Höhe von CHF 27 Mio. vorgesehen, womit sich die Schweizer Hilfe bis
Ende 2022 auf CHF 60 Mio. belaufen werde. Da er die Anliegen der Motion als erfüllt
ansah, beantragte der Bundesrat deren Ablehnung. 1

MOTION
DATUM: 31.08.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion der
APK-NR für einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in Afghanistan. Fabian
Molina (sp, ZH) erklärte im Namen der Kommission, dass man im Sinne der humanitären
Tradition der Schweiz zwei Schwerpunkte festgelegt habe. Einerseits solle der
Bundesrat in Kooperation mit allen beteiligten Parteien die Menschenrechte und
Stabilität in der Region stärken. Dafür müsse der Umgang der Staatengemeinschaft –
insbesondere der Bretton-Woods-Institutionen – mit Afghanistan geklärt werden.
Andererseits solle der Bundesrat dem Parlament sofern notwendig einen
Nachtragskredit für humanitäre Hilfe unterbreiten. Der Umfang dieses Kredits müsse
sich am jährlichen Volumen für die Hilfe in Syrien orientieren, für welche die Schweiz in
den letzten zehn Jahren CHF 520 Mio. ausgegeben habe. Molina lobte das grosse
Engagement von Bundesrat und Bundesverwaltung und würdigte die CHF 23 Mio., die
der Bundesrat dem Parlament im September 2021 für die humanitäre Hilfe in
Afghanistan beantragt hatte. Dieser Betrag sei im Nachtrag II bewilligt worden, jedoch
habe sich die Situation in Afghanistan noch nicht gebessert, weshalb die humanitäre
Hilfe in den Augen der Kommission nicht nur fortgeführt, sondern ausgebaut werden
müsste. Aussenminister Cassis teilte mit, dass der Bundesrat die Ziele der Motion
uneingeschränkt teile, diese aber als erreicht erachte und daher die Ablehnung der
Motion beantrage. Die angesprochenen CHF 23 Mio. seien durch interne
Umprogrammierungen um weitere CHF 10 Mio. aufgestockt worden, zusätzlich zu den
CHF 27 Mio., die regulär im jährlichen Budget für Afghanistan vorgesehen seien. Man
stehe auch im Austausch mit Vertretern der Taliban, jedoch ohne deren Regime
anzuerkennen oder zu legitimieren. Die Schweiz habe dieses Treffen genutzt, um ihre
Besorgnis über die Gewalt an der Zivilgesellschaft auszudrücken. Die grosse Kammer
nahm die Motion gegen den Wunsch des Bundesrats mit 112 zu 55 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) an. Die SVP sowie einige Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion sprachen
sich dagegen aus. 2

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat mit der Motion der APK-NR für
einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in Afghanistan. Ihre
Schwesterkommission, die APK-SR, hatte diese in der Vorberatung deutlich abgelehnt.
Eine Kommissionsmehrheit hatte den Standpunkt vertreten, dass es am Bundesrat und
nicht am Parlament liege, die Prioritäten der humanitären Hilfe festzulegen. Das
Instrument der Motion solle nicht genutzt werden, um den Bundesrat zur Umsetzung
weiterer Massnahmen im Bereich der Entwicklungshilfe zu verpflichten.
Kommissionsprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) erklärte, dass man die Entwicklung der
Menschenrechts- und Sicherheitslage in Afghanistan zwar mit Besorgnis verfolge, die
Schweiz in diesen Bereichen aber bereits tätig sei. Die Motion enthalte zwei
Forderungen: die Intensivierung der guten Dienste sowie einen Nachtragskredit für die
humanitäre Hilfe in der Region. Bischof hielt fest, dass die Schweiz ihr Engagement seit
Eingabe der Motion bereits verstärkt habe, unter anderem habe man an verschiedenen

MOTION
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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Konferenzen teilgenommen, mit Vertretern des Taliban-Regimes gesprochen und
menschenrechtliche Forderungen gestellt. Auch der zweiten Forderung nach einem
Nachtragskredit sei der Bundesrat im September 2021 nachgekommen, zudem habe
Bundespräsident Ignazio Cassis im März 2022 zusätzliche CHF 30 Mio. für das aktuelle
Kalenderjahr in Aussicht gestellt.
Cassis erinnerte die Parlamentarier und Parlamentarierinnen daran, dass eine Krise die
andere nicht verdränge und der Krieg in der Ukraine die Situation in Afghanistan
aufgrund von Lebensmittelknappheiten sogar noch zuspitzen könnte. Der Bundesrat
behalte daher die Situation in Afghanistan im Auge und prüfe laufend, wie sich die
Schweiz einbringen könne. Die Forderungen der Motion erachtete er jedoch als erfüllt
und bat daher um deren Ablehnung.  
Die kleine Kammer folgte der Empfehlung ihrer Kommission und lehnte den Vorstoss
stillschweigend ab. 3

1) Medienmitteilung EDA vom 8.9.21; Mo. 21.3976
2) AB NR, 2022, S. 330 f.
3) AB SR, 2022, S. 576 f.; Kommissionsbericht APK-SR vom 11.4.22; Medienmitteilung APK-SR vom 12.4.22
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